
  Seite 1 von 3 

Gemeinde Muggensturm Beschlussvorschlag 34/23 TA 

Amt: Hauptamt 
 

Beratungsfolge Sitzung am 

Technischer Ausschuss 04.12.2023 
 

AZ.:   öffentlich 

Beratungsergebnis: 

Bearbeiter: Marina Schmidt 
Verfasser: Marina Schmidt 
einstimmig 
 
 
 

Mit Stimmen- 
mehrheit 

Ja-Stimmen Nein-Stimmen Enthaltungen Beschlussvor- 
schlag 

Abweichung Kein Beschluss 
wird nachgereicht 

 
 
Nutzungsänderung einer Wohneinheit zu einer Monteurwohnung; 
Friedenstraße 13, Flst. Nr. 7837 
 
Der Bauantrag im vereinfachten Verfahren wurde am 13.11.2023 bei der Gemeinde Muggensturm 
eingereicht.  
 
Rechtsgrundlage zur Beurteilung 
Das Bauvorhaben liegt im Bereich des Straßen- und Baufluchtenplans sowie Gestaltungsplans „Im 
Attich und Hohrain“. Das Bauvorhaben muss nach dem einfachen Bebauungsplan gemäß § 30 Abs. 
3 Baugesetzbuch (BauGB) BauGB i. V. m. § 34 BauGB städtebaulich beurteilt werden. Gemäß § 34 
BauGB muss sich das Bauvorhaben nach Art und Maß der baulichen Nutzung, der Bauweise und 
der Grundstücksfläche, die überbaut werden soll, in die Eigenart der näheren Umgebung einfügen. 
Die Erschließung muss gesichert sein. Die Anforderungen an gesunde Wohn- und 
Arbeitsverhältnisse müssen gewahrt bleiben. Das Ortsbild darf nicht beeinträchtigt werden.  
 
Der einfache Bebauungsplan „Im Attich und Hohrain“ legt keine Art der Nutzung fest. Die Art der 
Nutzung ist übergeordnet der 3. Änderung des Flächennutzungsplans der Verwaltungsgemeinschaft 
Rastatt zu entnommen. Der Bereich der Friedenstraße 13 ist im Flächennutzungsplan der 
Verwaltungsgemeinschaft Rastatt als „Wohnbaufläche“ festgesetzt. Die zulässige Nutzungen im 
Allgemeinen Wohngebiet sind in § 4 Baunutzungsverordnung (BauNVO) geregelt. 
 
Planung 
Die bestehende Wohnung im Erdgeschoss des Zweifamilienwohnhauses soll in eine 
Monteurwohnung für max. drei Nutzer umgenutzt werden. Die Vermietung ist an Firmen auf 
Montage vorgesehen. Die drei Betten sollen immer zusammen an eine Firma vermietet werden. Es 
sollen kein Wäscheservice und kein Verpflegungsservice erfolgen somit werden keine hotel- oder 
gaststättenartige Serviceleistungen angeboten. 
 
Es sind keine baulichen Veränderungen am äußeren Wohngebäude und im Inneren geplant. 
Nur das Schlafzimmer soll zum Esszimmer umgenutzt werden. 
 
Die Monteurwohnung mit Terrasse besteht aus einer Kochbereich, einem Badezimmer, einem 
Wohnzimmer, einem Esszimmer und einem Einzelzimmer, einem Doppelzimmer und einem Flur.  
 
Durch die Umnutzung von einer Wohnung zur Monteurwohnung (Betrieb des 
Beherbergungsgewerbes) wird die Wohnung zur gewerblichen Nutzung entwickelt. 
 
Ausnahme  
Gemäß § 4 Abs. 3 Nr. 1 BauNVO können Betriebe des Beherbergungsgewerbes ausnahmsweise 
zugelassen werden. Es wurde von der Bauherrin eine Ausnahme zur Herstellung einer 
Beherbergungsstätte im allgemeinen Wohngebiet beantragt.  
 
Es liegen keine genehmigten Vergleichsfälle in einem Allgemeinen Wohngebiet mit einfachem 
Bebauungsplan (Falkenäcker, Im Attich und Hohrain oder Im Attich und Hohrain Süd) vor bei denen 
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eine Ausnahme für einen Betrieb des Beherbergungsgewerbes in Form von Monteurwohnung 
gemäß § 4 Abs. 3 Nr. 1 BauNVO erteilt wurde.  
 
Im Bebauungsplangebiet „Faisen Süd“ mit qualifizierten Bebauungsplänen (Enthält mindestens die 
Festsetzungen über die Art und das Maß der baulichen Nutzung, die überbaubaren 
Grundstücksflächen und die örtlichen Verkehrsflächen.), wurden schon zwei Ausnahmen für einen 
Betrieb des Beherbergungsgewerbes in Form von Monteurwohnung gemäß § 4 Abs. 3 Nr. 1 
BauNVO (Sofienstraße 61 und Stefanienstraße 12) erteilt, hier ist die Art der Nutzung, aber im 
Bebauungsplan „Faisen Süd“, als zulässig geregelt.  
 
Der vorliegende Antrag für einen Betrieb des Beherbergungsgewerbes in Form von 
Monteurwohnung im allgemein Wohngeiet ohne qualifizierten Bebauungsplan stellt ein 
Präzedenzfall dar.  
 
Städtebauliche Beurteilung  
Nach Auffassung der Verwaltung, ist die Nutzungsänderung einer Wohneinheit zu einer 
Monteurwohnung aus städtebaulicher Sicht nur aus dem Gesichtspunkt der Nutzungsart relevant, 
da keine baulichen Änderungen am und im Wohngebäude geplant sind. Die Verwaltung ist der 
Auffassung, dass der Ausnahme für den Betrieb des Beherbergungsgewerbes gemäß § 4 Abs. 3 Nr. 
1 BauNVO aus städtebaulichen Sicht zugestimmt werden kann, da keine störenden Kriterien zu 
erkennen sind, die sich nachteilig aus städtebaulicher Sicht auf die Umgebung auswirken (Pkw-
Stellplätze für Gewerbebetriebe sind nicht von der Gemeinde Muggensturm zu prüfen und zu 
beurteilen.). 
 
Stellplätze: 
Es werden insgesamt vier Pkw-Stellplätze auf dem Grundstück bereitgestellt. Ein Pkw-Stellplatz 
wird in der bestehenden Garage, ein Pkw-Stellplatz wird im bestehenden Carport und zwei Pkw-
Stellplätze werden im Zufahrtsbereich vor der Garage und dem Carport bereitgestellt. Der Pkw-
Stellplatz in der Garage und im Carport wird jeweils durch den sich unmittelbar davor befindenden 
Pkw-Stellplatz gefangen. Die Pkw-Stellplätze sind alle von der Friedrich-Ebert-Straße anfahrbar. 
 
Die Prüfung der Pkw-Stellplätze für die Monteurwohnung liegt bei der Baurechtsbehörde des 
Landratsamts Rastatt, weil es sich um ein Gewerbe handelt.  
 
Grenzabstände/Abstandsflächen/Baulasten 
Die Prüfung der Grenzabstände sowie die Notwendigkeit von evtl. Baulastenübernahmen liegt bei 
der Baurechtsbehörde des Landratsamts Rastatt.  
 
Angrenzeranhörung  
Eine Angrenzeranhörung wird sobald von der Baurechtsbehörde des Landratsamts Rastatt die 
Vollständigkeit des Antrages bestätigt wurde durchgeführt. Über Einwendungen, die bis zum 
Sitzungstermin vorliegen wird der Technische Ausschuss informiert. Da die Angrenzer gemäß 
Landesbauordnung vier Wochen Zeit haben, um Einwendungen zum Bauvorhaben einzulegen, 
können noch Einwendungen nach dem Sitzungstermin bei der Gemeinde eingehen. 
 
 
 
Beschlussvorschlag: 
Die Verwaltung schlägt vor, aus städtebaulicher Sicht der Ausnahme zur Nutzungsänderung einer 
Wohneinheit zu einer Monteurwohnung im allgemeinen Wohngebiet gemäß § 4 Abs. 3 Nr. 
1BauNVO zuzustimmen. 
 
 
 
 
Anlagen: 
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01 Übersichtsplan 
02 Foto 
03 Lageplan 
04 Pläne 
 
 
 



Maßstab: 1:500

Bearbeiter: Schmidt, Marina

Datum: 20.11.2023

Gemeinde Muggensturm

Nutzungsänderung einer Wohneinheit zu 
einer Monteurwohnung;
Friedenstraße 13, Flst. Nr. 7837
einfacher Bebauungsplan "Im Attich und 
Hohrain" i. V. m. § 34 BauGB

Nur für den internen Gebrauch



 

                      Stand November 2023 
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Ansicht von der Friedenstraße Ansicht vom Angrenzer Friedrich-Ebert-Straße 21
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Gemeinde Muggensturm Beschlussvorschlag 35/23 TA 

Amt: Hauptamt 
 

Beratungsfolge Sitzung am 

Technischer Ausschuss 04.12.2023 
 

AZ.:   öffentlich 

Beratungsergebnis: 

Bearbeiter: Marina Schmidt 
Verfasser: Marina Schmidt 
einstimmig 
 
 
 

Mit Stimmen- 
mehrheit 

Ja-Stimmen Nein-Stimmen Enthaltungen Beschlussvor- 
schlag 

Abweichung Kein Beschluss 
wird nachgereicht 

 
 
Abriss bestehendes Lager und Neubau des Lagers und Pool; 
Hirschgasse 4, Flst. Nr. 60 
 
Der Bauantrag im vereinfachten Verfahren ist am 23.10.2023 bei der Gemeinde Muggensturm 
eingegangen. 
 
Rechtsgrundlage zur Beurteilung 
Das Bauvorhaben ist nach Auffassung der Verwaltung nach § 35 BauGB (Außenbereich) zu 
beurteilen.  
 
Planung 
Abbruch  
Im rückwärtigen Bereich, hinter der bestehenden Scheune soll in nordwestlicher Richtung der 
bestehende Hühnerstall abgebrochen werden sowie darüber hinaus soll sich der daneben 
befindende Scheunenanbau der bisher als Lagerraum genutzt wurde ebenfalls abgebrochen 
werden, weil die Bodenplatte gerissen und das Fundament abgesagt ist. Des Weiteren befinden 
sich einige große Risse in den Wänden. Für den rückwärtigen Bereich des Objekts wurde ein 
Kurzgutachten zur Standsicherheit erstellt. Dieses führt die Rissbildungen als Folge von 
Bewegungen im Baugrund zurück. Es wird empfohlen den Scheunenanbau schnellst möglich 
zurückzubauen, weil eine Lasterhöhung durch Schneebelastung zumindest zeitweise zu einem 
Versagen der Tragfähigkeit und dem Verlust der Sandsicherheit des Scheunenanbaus führen kann.  
 
Errichtung 
Im rückwärtigen Bereich, an der Grundstücksgrenze zur Hirschgasse 3 soll an der gleichen Stelle 
wieder ein Scheunenanbau mit Verwendung als Lager errichtet werden, dabei soll auch die 
Bodenplatte und das Fundament erneuert werden. Die Breite ist wie bisher mit 4,85 m geplant. Die 
Länge des geplanten Scheunenanbaus ist mit 6,42 m vorgesehen. Das Dach des neuen 
Scheunenanbaus soll als Pultdach mit 6° Dachneigung mit einer Dacheindeckung mit 
Sandwichplatten errichtet werden, statt wie bisher mit einem abgeschleppten Satteldach mit Ziegeln. 
Die Firsthöhe wird durch die neue Gestaltung der Dachform mit ca. 2,40 m niedrigerer als bisher 
sein.  
 
Neben dem neuen Scheunenanbau plant der Bauherr auch im rückwärtigen Bereich, hinter der 
Scheune, an der Grundstücksgrenze zum Grundstück Hauptstraße 41 einen festinstallierten Pool. 
Der Pool ist im Abstand von 1,50 m zur Scheune und auf einer Breite von 3,00 m an der 
Grundstücksgrenze zur Hauptstraße 41 geplant. Der Pool soll eine Gesamtlänge von 7,50 m 
erhalten wobei 6,00 m Länge dem Pool dienen und die restlichen 1,50 m sollen dem geplanten, 
begehbaren Technikschacht dienen. Ein Teil des geplanten Pools liegt außerhalb der bisher 
versiegelten Grundstücksfläche. 
 
Städtebauliche Beurteilung  
Das komplette Bauvorhaben liegt gemäß der 3. Änderung des Flächennutzungsplans der 
Verwaltungsgemeinschaft Rastatt (FNP) im Außenbereich und ist deshalb nach Auffassung der 
Verwaltung gemäß § 35 Abs. 1 BauGB zu beurteilen. 
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Gemäß § 35 Abs. 1 BauGB sind Vorhaben im Außenbereich nur zulässig, wenn öffentliche Belange 
nicht entgegenstehen, die ausreichende Erschließung gesichert ist und wenn einer der in § 35 Abs. 
1 Nr. 1-9 BauGB aufgeführte Sachverhalt zu trifft. Keiner der aufgeführten Gründe für eine 
Privilegierung trifft auf den Bauherrn und sein Vorhaben zu, deshalb handelt es sich, um kein 
privilegiertes Vorhaben gemäß § 35 Abs. 1 BauGB, sondern um ein sonstiges Vorhaben.  
 
Sonstige Vorhaben können gemäß § 35 Abs. 2 BauGB im Einzelfall zugelassen werden, wenn ihre  
Ausführung oder Benutzung öffentliche Belange nicht beeinträchtigt und die Erschließung gesichert 
ist. 
 
Eine Beeinträchtigung öffentlicher Belange liegt gemäß § 35 Abs. 3 Nr. 1 BauGB vor, wenn das 
Vorhaben den Darstellungen des Flächennutzungsplanes wiederspricht. Das Vorhaben 
wiederspricht  
den Darstellungen des Flächennutzungsplans, weil die Fläche dort für die Landwirtschaft festgesetzt 
ist. 
 
Ebenfalls sind öffentliche Belange beeinträchtigt, wenn gemäß § 35 Abs. 3 Nr. 2 BauGB das 
Vorhaben den Darstellungen eines Landschaftsplans oder sonstigen Plans, insbesondere des 
Wasser-, Abfall- oder Immissionsschutzrechts widerspricht. Das Vorhaben liegt im 
Wasserschutzgebiet „Grau Heck“ 51 in der Zone III. Es gibt Wasserschutzgebiete in denen 
Bauverbote festgelegt sind, ob dies hier zutrifft, kann nicht beurteilt werden. Dies ist von der 
Fachbehörde des Landratsamt Rastatt zu prüfen. Der große, zusätzliche Wasserbedarf für die 
Befüllung des Pools wird von der Verwaltung aus ökologischer Sicht als sehr kritisch gesehen.  
 
Im Weiteren sind öffentliche Belange beeinträchtigt, wenn gemäß § 35 Abs. 3 Nr. 5 BauGB Belange 
des Naturschutzes und der Landschaftspflege, des Bodenschutzes, des Denkmalschutzes oder die 
natürliche Eigenart der Landschaft und ihren Erholungswert beeinträchtigt werden oder das Orts- 
und Landschaftsbild verunstaltet wird. Das Baugrundstück grenzt an das Landschaftsschutzgebiet 
zwischen Schafhof und Margarethenkapelle an. Mit dem geplanten Neubau des Pools würde 
zusätzliche Fläche im Außenbereich versiegelt werden somit sind Belange des Bodenschutzes 
beeinträchtigt, dies wird von der Verwaltung ebenfalls als sehr kritisch gesehen. Das Grundstück 
wird in der Liste der Kulturdenkmale als Kulturdenkmal mittelalterliche Burg, mittelalterliche 
Zehntscheuer und mittelalterliche Pfarrkirche geführt und ist als Prüffall bei geplanten Veränderung 
am Objekt in Bezug der mittelalterlichen Stadt Muggensturm geführt. Darüber hinaus ist die 
Errichtung von Pools kein städtebauliches Ziel der Gemeinde Muggensturm und wird von der 
Verwaltung, als sich auf das Orts- und Landschaftsbild beeinträchtigend gesehen.  
 
Des Weiteren sind öffentliche Belange beeinträchtigt, wenn gemäß § 35 Abs. 3 Nr. 6 BauGB 
Maßnahmen zur Verbesserung der Agrarstruktur beeinträchtigt, die Wasserwirtschaft oder den 
Hochwasserschutz gefährdet werden. Das Baugrundstück liegt im rückwärtigen Bereich im 
geschützten Bereich der Hochwassergefahren-Karte und das Baugrundstück ist ab Mitte der 
bestehenden Scheune in den rückwärtigen Bereich hinein als Überflutungsfläche bei HQextrem 
ausgewiesen.  
 
Die Erschließung für das Bauvorhaben ist ausreichend gesichert.  
 
Fazit:  
Der Gemeinde Muggensturm liegt keine Baugenehmigung zu der bestehenden Scheune oder dem 
aktuell noch bestehenden Scheunenanbau vor. Die Verwaltung ist der Auffassung, dass der Neubau 
des Scheunenanbaus, gerade noch als städtebaulich vertretbar angesehen werden kann, weil der 
Neubau des Schuppenanbaus an der gleichen Stelle wie der aktuell bestehende Schuppenanbau 
errichtet werden soll und keine weitere neue Fläche im rückwärtigen Bereich durch den 
Scheunenanbau versiegelt wird. Darüber hinaus reicht die auf dem Grundstück Hirschgasse 3 
genehmigte Terrasse in etwa so weit in den rückwärtigen Bereich, wie der geplanten 
Schuppenanbau. Darüber hinaus fügt sich auch die neue Gestaltung des Daches des geplanten 
Scheunenanbaus nach Auffassung der Verwaltung, in die Umgebungsbebauung ein.   
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Der neu geplante festinstallierte Pool ragt an der Grundstücksgrenze zum Grundstück Hauptstraße 
41 weiter als der zum Abbruch angedachte Hühnerstall in den rückwärtigen Bereich des 
Baugrundstücks. Die Verwaltung vertritt die Auffassung, dass die städtebauliche Entwicklung an der 
Wand der Scheune endet und direkt dahinter der Außenbereich beginnt, somit sieht die Verwaltung 
die städtebauliche Entwicklung auf dem Grundstück als abgeschlossen an (Gemäß FNP geht die 
Grenze des Innen- und Außenbereich mitten durch die bestehende Scheune.).  
 
Stellplätze: 
Für das auf dem Grundstück befindenden Zweifamilienwohnhaus werden insgesamt drei Pkw-
Stellplätze auf dem Baugrundstück bereitgestellt. Ein Pkw-Stellplatz wird in der bestehenden 
Garage, ein Pkw-Stellplatz in der Scheune und ein weiterer Pkw-Stellplatz hinter der Garage auf 
dem Hof bereitgestellt. Die Pkw-Stellplätze sind über die Hirschgasse anfahrbar. Die Anforderung 
der Gemeinde 1,5 Pkw-Stellplätze pro Wohneinheit auf dem Baugrundstück bereitzustellen wird mit 
der vorliegenden Planung erfüllt und die Pkw-Stellplätze werden aus städtebaulicher Sicht begrüßt. 
 
Abstandsflächen/Grenzabstände/Baulasten 
Die Prüfung der Grenzabstände, Abstandsflächen sowie die Notwendigkeit von evtl. 
Baulastenübernahmen liegt bei der Baurechtsbehörde des Landratsamts Rastatt.  
 
Angrenzeranhörung  
Eine Angrenzeranhörung wurde nach dem von der Baurechtsbehörde des Landratsamts Rastatt die 
Vollständigkeit des Antrages bestätigt wurde, durchgeführt. Über Einwendungen, die bis zum 
Sitzungstermin vorliegen wird der Technische Ausschuss informiert. Da die Angrenzer gemäß 
Landesbauordnung vier Wochen Zeit haben, um Einwendungen zum Bauvorhaben einzulegen, 
können noch Einwendungen nach dem Sitzungstermin bei der Gemeinde eingehen. 
 
 
 
Beschlussvorschlag: 
1. Die Verwaltung schlägt vor, dem Abriss und dem Neubau des Lagers (Scheunenanbaus) aus 

städtebaulicher Sicht zu zustimmen. 
2. Die Verwaltung schlägt vor, dem Neubau des Pools aus städtebaulicher Sicht nicht   

zu zustimmen. 
 
 
 
 
Anlagen: 
 
 
01 Übersichtsplan 
02 Foto 
03 Lagepläne 
04 Pläne 
05 Kurzgutachten-Risse-Scheune-Muggensturm-Hirschgasse- 16-10-2023 
 
 
 



Maßstab: 1:500

Bearbeiter: Schmidt, Marina

Datum: 14.11.2023

Gemeinde Muggensturm

Abriss bestehendes Lager und 
Neubau des Lagers und Pool;
Hirschgasse 4, Flst. Nr. 60
keinen Bebauungsplan, § 34 
BauGB, für Pool § 35 BauGB

Nur für den internen Gebrauch



 

                      Stand November 2023 
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zum Angrenzer Hauptstraße 41

zum Angrenzer Hirschgasse 3



vom Angrenzer Hirschgasse 3

vom Angrenzer Hirschgasse 3



Ansicht vom Grundstück mit der Flst. Nr. 3809

Ansicht vom Grundstück mit der Flst. Nr. 3809
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Gemeinde Muggensturm Beschlussvorschlag 36/23 TA 

Amt: Hauptamt 
 

Beratungsfolge Sitzung am 

Technischer Ausschuss 04.12.2023 
 

AZ.:   öffentlich 

Beratungsergebnis: 

Bearbeiter: Marina Schmidt 
Verfasser: Marina Schmidt 
einstimmig 
 
 
 

Mit Stimmen- 
mehrheit 

Ja-Stimmen Nein-Stimmen Enthaltungen Beschlussvor- 
schlag 

Abweichung Kein Beschluss 
wird nachgereicht 

 
 
Verglasung der bestehenden Terrassen der Wohneinheiten (WE) 1 und 4 im Erdgeschoss 
und Teil-Verglasung in den Fronten des Balkons im Obergeschoss; 
Bertholdstraße 3, Flst. Nr. 2815/6 
 
Der nachträgliche Bauantrag im vereinfachten Verfahren ist am 07.11.2023 bei der Gemeinde 
Muggensturm eingegangen.  
 
Rechtsgrundlage zur Beurteilung 
Das Bauvorhaben liegt in keinem Bereich eines Bebauungsplanes und muss deshalb gemäß § 34 
BauGB beurteilt werden. Bauvorhaben müssen sich das nach Art und Maß der baulichen Nutzung, 
der Bauweise und der Grundstücksfläche, die überbaut werden soll, in die Eigenart der näheren 
Umgebung einfügen. Die Erschließung muss gesichert sein. Die Anforderungen an gesunde Wohn- 
und Arbeitsverhältnisse müssen gewahrt bleiben. Das Ortsbild darf nicht beeinträchtigt werden. 
 
Planung 
Im rückwärtigen Bereich befand sich im Obergeschoss des Wohnhauses ein Balkon dieser wurde 
augenscheinlich bis auf eine kleine Öffnung an der Nordseite verglast. Der Balkon hat eine Breite 
von 4,20 und eine Länge von 7,22 m. Die sich im rückwärtigen Bereich, an der östlich 
Grundstücksgrenze befindende, hintereinander gelegenen zwei Terrassen sollen verglast werden. 
Die Terrassen sind nicht ein sichtbar, deshalb kann nicht festgestellt werden, ob diese auch bereits 
verglast sind. Eine Terrasse ist 20,24 m² groß und die andere Terrasse ist 14,83 m² groß. Die 
Terrassen haben jeweils eine Breite von 4,15 m und eine Gesamtlänge von ca. 8,50 m. 
 
Abweichung in Bezug Grenzbebauung 
Gemäß § 6 Abs. 1 Landesbauordnung für Baden-Württemberg (LBO) dürfen Grenzbebauungen 
entlang den einzelnen Nachbargrenzen 9,00 m und insgesamt 15,00 m nicht überschreiten werden. 
Die Terrassen stellen eine Grenzbebauung von ca. 8,50 m da. Hinzu kommt die Grenzbebauung 
des Balkons mit 4,86 m und die Grenzbebauung mit der Gartengerätehütte mit ca. 6,00 m, somit 
sind sowohl die zulässig Grenzbebauung von 9,00 m an einer einzelnen Grundstücksgrenze, als 
auch die Gesamtlänge von 15,00 m Grenzbebauung überschritten. Bei der Abweichung handelt es 
sich, um einen bauordnungsrechtlichen Sachverhalt, deshalb entscheidet die Baurechtsbehörde 
über die Abweichung der Grenzbebauung allein. Die Abweichung wurde vollständigkeitshalber mit 
aufgenommen.  
 
Städtebauliche Beurteilung  
Die geplanten Terrassenverglasungen sind von der Bertholdstraße nicht sichtbar und aus 
städtebaulicher Sicht somit nicht relevant. Die Balkonverglasung fügt sich noch in die 
Umgebungsbebauung ein und ist somit städtebaulich vertretbar. 
 
Grenzabstände/Abstandsflächen/Baulasten 
Die Prüfung der Grenzabstände sowie die Notwendigkeit von evtl. Baulastenübernahmen liegt bei 
der Baurechtsbehörde des Landratsamts Rastatt.  
 
Stellplätze 
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Für das Wohnhaus mit vier Wohneinheiten werden auf dem Baugrundstück sechs Pkw-Stellplätze 
auf dem Hof bereitgestellt. Die Anforderung der Gemeinde 1,5 Pkw-Stellplätze pro Wohneinheit 
bereitzustellen werden erfüllt und aus städtebaulicher Sicht begrüßt. Alle Pkw-Stellplätze sind über 
die Bertholdstraße anfahrbar. 
 
Angrenzeranhörung  
Eine Angrenzeranhörung wird sobald von der Baurechtsbehörde des Landratsamts Rastatt die 
Vollständigkeit des Bauantrags bestätigt wurde, durchgeführt. Über Einwendungen, die bis zum 
Sitzungstermin vorliegen wird der Technische Ausschuss informiert. Da die Angrenzer gemäß 
Landesbauordnung vier Wochen Zeit haben, um Einwendungen zum Bauvorhaben einzulegen, 
können noch Einwendungen nach dem Sitzungstermin bei der Gemeinde eingehen. 
 
 
 
Beschlussvorschlag: 
Die Verwaltung schlägt vor, Verglasung der bestehenden Terrassen der Wohneinheiten 1 und 4 im 
Erdgeschoss und Teil-Verglasung in den Fronten des Balkons im Obergeschoss aus 
städtebaulicher Sicht nachträglich zu zustimmen. 
 
 
 
 
Anlagen: 
 
 
01 Übersichtsplan 
02 Fotos 
03 Lageplan 
04 Pläne 
 
 
 



Maßstab: 1:500

Bearbeiter: Schmidt, Marina

Datum: 21.11.2023

Gemeinde Muggensturm

Verglasung der bestehenden Terrassen 
WE 4 + WE 1 im EG und Teil-Verglasung 
in den Fronten des Balkons im OG;
Bertholdstraße 3, Flst. Nr. 2815/6
§ 34 BauGB

Nur für den internen Gebrauch



 

 

 

               Stand November 2023 
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Ansicht von den Angrenzern Bahnhofstraße 21 und 23



Ansicht von der Bertoldstraße 



Ansicht vom AnAnsichtengrenzer Bahnhofstraße 25
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